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Dienstag, 1. März 2022 Krieg in derUkraine

LuzernsetztUkraine-Taskforceein
Im Kanton bereitet man sich auf eine Flüchtlingswelle vor – und sucht Plätze.

Christian Glaus

Von einem Tag auf den anderen
sind sie in ihrem Land nicht
mehr sicher. Inzwischen befin-
den sich rund eine halbe Million
Ukrainerinnen und Ukrainer auf
der Flucht, wie das UN-Flücht-
lingshilfswerk UNHCR schätzt.

Wie sich die Flüchtlingsströ-
me auf die Schweiz auswirken
werden, ist derzeit schwierig zu
beurteilen. Je nach Dauer und
Intensität des Kriegs könnten
gemäss Schätzung des Bundes
ein paar hundert oder ein- bis
zweitausend Menschen in der
Schweiz Zuflucht suchen.

SeitEnde letzterWoche
wirdnachPlätzengesucht
Inzwischen bereitet man sich
auf die Aufnahme von Flüchtlin-
gen vor – auch im Kanton Lu-
zern, wie es beim zuständigen
Gesundheits- und Sozialdepar-
tement (GSD) auf Anfrage
heisst. Regierungsrat Guido
Graf (Mitte) habe der Dienst-
stelle Asyl- und Flüchtlingswe-
sen Ende letzter Woche den Auf-
trag erteilt, zusätzliche Plätze
für Flüchtlinge aus der Ukraine
bereitzustellen. Dienststellen-
leiterin Silvia Bolliger erklärt:
«Wir sind bereits dabei, mögli-
che Objekte zu prüfen, können
momentan aber noch keine De-
tails dazu bekanntgeben.»

Innerhalb des Gesundheits-
und Sozialdepartements wird
nun eine Ukraine-Taskforce ge-
schaffen, wie Bolliger sagt. So-
bald der Bund entschieden hat,
wie er die Aufnahme von ukrai-
nischen Flüchtlingen regelt,
werde sich die Taskforce der Ko-
ordination im Kanton Luzern

annehmen. Ganz einfach dürfte
dies allerdings nicht werden. Im
Gegensatz zu früheren Flücht-
lingswellen können die Ukraine-
rinnen und Ukrainer ohne Vi-
sum oder Asylgesuch in den
Schengen-Raum einreisen, wo
sie sich bis zu drei Monate auf-
halten können. Die Flüchtlings-
ströme sind deshalb wohl nicht
so einfach zu kontrollieren wie
früher. Gemäss Bolliger wird der
Kanton erst zuständig, wenn die
Flüchtenden ein Asylgesuch
stellen. «Es ist nicht möglich ab-
zuschätzen, um wie viele Perso-

nen es sich dabei handeln könn-
te, was die Planung und Koordi-
nation erschwert.»

Familiensollenmöglichst
nicht inZivilschutzanlagen
Hinzu kommt, dass vor allem
Frauen und Familien auf der
Flucht sind. Männer im wehrfä-
higen Alter dürfen die Ukraine
derzeit nicht verlassen. Die
Unterbringung von Familien
stelle höhere Anforderungen an
die Unterkünfte, bestätigt Bolli-
ger: «Wie bereits während der
letzten grossen Flüchtlingskrise

im 2015/2016 wird für diesePer-
sonengruppen nach Möglichkeit
von der Unterbringung in Zivil-
schutzanlagen abgesehen.»

Dass der Kanton Luzern sei-
ner Verantwortung in der
Flüchtlingspolitik nachkommt,
fordern Vertreter verschiedener
Parteien auf Anfrage. FDP-Prä-
sidentin Jacqueline Theiler sagt,
Hilfe müsse vor Ort wie auch
mit der Aufnahme von Flücht-
lingen geleistet werden. SP-Prä-
sident David Roth verlangt, dass
sich unser Land an Programmen
zur Aufnahme von Flüchtlingen

beteiligt. Ähnliches fordern die
Grünen in einem Dringlichen
Vorstoss. Zudem sollen Firmen,
an denen der Kanton beteiligt
ist, ihre Geschäftsbeziehungen
zu Russland prüfen und gegebe-
nenfalls beenden.

Caritas: InderSchweiz
ist einKraftaktnötig
Von einem Kraftakt, die nötige
Infrastruktur in der Schweiz be-
reitzustellen, spricht man bei
der Caritas Schweiz. Nach der
letzten grossen Flüchtlingswelle
seien weniger Plätze vorhanden
und diese seien «im Moment
stark ausgelastet», so Caritas-
Sprecher Stefan Gribi.

Auch bei der Caritas stellt
man fest, dass die Koordination
der Hilfe für die Flüchtenden
schwierig ist, was sich bereits in
Osteuropa zeige. Hinzu komme,
dass bei der Aufnahme von Fa-
milienbesondereStrukturennö-
tig seien. «Bundesasylzentren
sind für Familien keine geeigne-
ten Unterkünfte», sagt Gribi.
«Zudem werden sich bald Fra-
gen zur Einschulung oder Er-
werbstätigkeit stellen.»

In der Schweiz bieten bereits
Privatpersonen Wohnungen für
Flüchtlinge aus der Ukraine an,
unter anderem auf einer Platt-
form der Kampagnenorganisa-
tion Campax. Auch die Hilfs-
werke arbeiten an Konzepten.
Wie kann die Bevölkerung am
besten helfen? Am dringendsten
würden Spenden für die Hilfe
vor Ort benötigt, sagt Gribi von
der Caritas, welche wie auch das
Schweizerische Rote Kreuz
einen Aufruf gestartet hat. «Wir
spüren eine enorme Spendenbe-
reitschaft.»

MutterberichtetvomLeben imBunker
Eine Ukrainerin ist bei ihrem Verlobten in Luzern, ihre Familie seit Kriegsbeginn in einem Keller in Charkiw.

JanickWetterwald

Die erste Frage beantwortet
Marta* glücklicherweise mit fol-
gendem Satz: «Uns geht es allen
gut, wir leben und sind gesund.»
Marta befindet sich mit ihrer Fa-
milie und einer Nachbarsfamilie
in einem Bunker unterhalb ihrer
Wohnung in der Stadt Charkiw.
Dort gab es gestern heftige An-
griffe. Froh über die Nachricht
ist Martas Tochter Martina*. Aus
Angst vor dem drohenden Krieg
und dass sie ihren zukünftigen
Mann Reto* nicht mehr sehen
würde, nahm sie Mitte Februar
einen Flieger in die Schweiz.
Nun lebt das Paar zusammen in
einer Luzerner Landgemeinde.
Die Hochzeit der beiden ist für
Anfang März geplant – aber das
ist aktuell Nebensache.

In diesen Tagen checkt Mar-
tina regelmässig die News und
informiert sich, was in ihrer Hei-
mat passiert. «Ich habe Angst
um eine Familie und wir können
leider nur selten telefonieren»,
schreibt die besorgte Tochter. Es
sei schwierig, aus der Ferne zu
helfen. «Wir sollten hier alle zu-
sammenstehen und die Leute in
der Ukraine wissen lassen, dass

wir sie unterstützen.» Wenn sie
es mal schaffe, mit ihrer Mutter
zu telefonieren, dann «frage ich
sie, ob sie noch genug stark
sind». Oft höre sie dann aber
über das Telefon den Alarm und
ihre Familie gehe zurück in den
Bunker, wo keine Verbindung
möglich sei. «Normalerweise
schreibt sie mir so regelmässig
wie möglich, dass alles ok ist.»

Schon seit dem 24. Februar, also
seit Kriegsbeginn, harrt Marta
zusammen mit zehn weiteren
Personen im Bunker aus. Die Es-
sensvorrätesollten fürdienächs-
ten zwei Wochen ausreichen,
teilt Marta der «Luzerner Zei-
tung» auf Anfrage schriftlich
mit. Marta schreibt weiter:
«Vielmehr machen wir uns Sor-
gen um die Gesundheit und die

medizinische Versorgung der äl-
teren Personen.» Die Situation
in der Stadt sei «schrecklich. Die
Bomben treffen Militäranlagen,
aber auch Schulen und Hoch-
häuser. Viele Häuser sind ohne
Strom». Laut Martina gelangen
ihre Verwandten in der Ukraine
hauptsächlich via Telegramm-
Gruppen, in denen Nachrichten
von offiziellen Quellen gesam-
melt und zur Verfügung gestellt
würden, an Informationen zur
Entwicklung der Lage. Ihre Mut-
ter Marta schreibt weiter: «Wir
versuchen auch direkt mit ande-
ren Freunden und Bekannten in
der Stadt in Verbindung zu blei-
ben. So erhalten wirebenfalls In-
formationen und können nach-
fragen, ob es ihnen gut geht.»

ExplosionenalsTaktgeber
undgrosseSolidarität
Es sei eine grosse Herausforde-
rung, unter diesen Bedingungen
zu leben. «Wir gehen in den
Bunker, sobald wir den Alarm
oder Explosionen hören, und
wir verlassen ihn wieder, wenn
es ruhig ist.» Es sei selten ruhig.
Die Zeit reiche dann immerhin,
um auf die Toilette zu gehen
oder für die älteren Personen für

etwas Bewegung. Mutter Marta
schreibt weiter: «Es ist hart für
mich, ruhig zu bleiben und klar
zu denken. Aber es ist notwen-
dig für die Sicherheit meiner Fa-
milie.» Trotz der schwierigen
eigenen Lage würden sie versu-
chen, anderen Leuten zu helfen.
«Wir wissen von einer Frau mit
einem vierjährigen Kind. Sie ha-
ben in ihrem Haus keinen Strom
mehr und frieren bei kalten
Temperaturen. Aktuell versu-
chen wir, irgendwie Hilfe für die
beiden zu organisieren.» Das Ri-
siko nach draussen zu gehen sei
aber wegen des anhaltenden Be-
schusses sehr hoch.

Der Termin für die Hochzeit
von Martina und Reto Anfang
März bleibt bestehen. Martina
schreibt: «Es wird eine zivile
Trauung. Die Ehe und die damit
verbundene Aufenthaltsbewilli-
gung hilft mir dann auch, einen
Job zu bekommen – ich will mei-
ne Familie so gut es geht finan-
ziell unterstützen.» Martina
hofft, dass nach dem Krieg ihre
ganze Familie in die Schweiz rei-
sen kann, um die Ehe zu feiern.
Fröhlich und in Sicherheit.

*Namen der Redaktion bekannt.

Ukrainische Flüchtlinge kommen in Polen an. Bild: Lukasz Gagulski/EPA (28. Februar 2021)

Gütsch-Besitzer
distanziert sich
Stadt Luzern Das Stadtluzerner
Château Gütsch gehört dem rus-
sischen Geschäftsmann Kirill
Androsov. Wie sein Anwalt und
Gütsch-Verwaltungsratspräsi-
dent Benno P. Hafner auf Anfra-
ge schreibt, ist Androsov nicht
von den Sanktionen rund um die
Ukraine betroffen. «Androsov
gilt nicht als Oligarch, sondern
ist internationaler Investor», so
Hafner. «Es gibt auch keine wei-
teren Einreisebeschränkungen
für ihn.» Zudem kommentiert
der Gütsch-Besitzer die aktuel-
len weltpolitischen Geschehnis-
se mit klaren Worten: «Herr
Kirill Androsov distanziert sich
in aller Form von allen kriege-
rischen Ereignissen in der Uk-
raine», schreibt Hafner. Die
Château Gütsch AG sei eine
schweizerische Gesellschaft, die
normal durch Eigenkapital, Ak-
tionärsdarlehen und Hypothe-
ken einer Schweizer Bank finan-
ziert sei, hält Hafner fest. (sma)

VieleFirmenvon
Erdgas abhängig
Kanton Luzern Der Krieg trifft
die Wirtschaft in unserer Re-
gion: Industriekonzerne wie
Dätwyler schlossen in der Ukrai-
ne ihre Werke, Exporte in die
Ukraine und nach Russland sind
eingeschränkt. Wer denkt, dass
wegen Krieges nur jene Firmen
leiden, die direkte Beziehungen
zu Russland pflegen, irrt sich.
Ebenso relevant sind Verfügbar-
keit und Preis von Erdgas, sagt
René Baggenstos, geschäftslei-
tender Partner von Enerprice.
Die Treuhandfirma mit Sitz in
Root berät Geschäftskunden bei
der Energiebeschaffung. «Russ-
land hat bereits im letzten
Herbst für tiefe Gasspeicher ge-
sorgt», sagt Baggenstos. Das
habe für höhere Preise gesorgt.
«Der Gaspreis für Endkon-
sumenten in der Schweiz ist be-
reits rund doppelt so hoch wie
letztes Jahr und die Grosshan-
delspreise in Europa sind heute
viermal höher als im Februar
2021. Weil zunehmend mittels
Gaskraftwerken Strom herge-
stellt wird, dürfte auch der
Strompreis weiter steigen.»

Im Strombereich hat der hö-
here Gaspreis für Privatperso-
nen gemäss dem Experten vor-
erst keine Folgen. Ihre Energie-
versorger liefern Strom zu
Tarifen, die am 1. August publi-
ziert worden sind – und noch tief
waren. Für kommenden 1. Au-
gust dürften aber die Tarife stark
steigen, vor allem bei Energie-
versorgern ohne eigene Produk-
tion. Grössere Unternehmen
können ihre Versorgung hin-
gegen frei wählen. Wenn das
nicht vorausschauend auf drei
Jahre geschehe, wie es Baggens-
tos und sein Team raten, werden
sich die höheren Kosten rasch
auswirken. «Das werden einige
Unternehmen in Form von
Preiserhöhungen an die Kunden
weitergeben.»

Erdgas ist noch verbreitet im
Einsatz, vor allem im Heizungs-
bereich. EWL belieferte zum
Beispiel 2020 ihre Kundinnen
und Kunden bei der Wärme-
energie zu 18,2 Prozent mit Erd-
gas. Davon stammten 47 Pro-
zent aus Russland. (avd)

In diesem Keller in der ukrainischen Stadt Charkiw verbunkern sich
elf Menschen. Bild: PD
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